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A. Prüfungsauftrag

Von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Wetzlar wurden wir mit Beschluss vom      

14. Dezember 2016 zum Ab schluss prü fer der

Wasserversorgung Wetzlar,

Wetzlar

(im Folgenden auch ”Wasserversorgung Wetzlar“ oder ”Eigenbetrieb“ genannt)

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2016 gewählt. Dar aufhin be-

auftragte uns die Betriebsleitung des Eigenbetriebs, den Jahres ab schluss unter Einbe ziehung

der Buch füh rung und den Lagebericht für das Ge schäfts jahr 2016 nach § 27 Abs. 2 EigBGes

i.V.m. §§ 316 ff. HGB und mit § 122 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 HGO zu prü fen.

Der Eigenbetrieb ist nach den in § 267 Abs. 1 HGB bezeichneten Größenmerkmalen als kleine

Ka pi talgesellschaft einzustufen, jedoch ist die Wasserversorgung Wetzlar nach dem Eigen-

betriebs ge setz wie ei ne gro ße Ka pitalgesellschaft zu behandeln und ge mäß §§ 316 ff. HGB zu

prüfen.

Erweiterungen unseres Auftrags zur Abschlussprüfung, die sich nicht auf den Jahresab schluss

oder Lagebericht bezogen, ergaben sich aus der Betriebssatzung des Eigenbetriebes Wasser-

versorgung Wetzlar und wur den mit dem Auftragge ber vereinbart.

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1

und 2 HGrG beachtet. Wir verweisen auf unsere Berichterstattung in Abschnitt E.

Dem uns erteilten Prüfungsauftrag standen keine Ausschlussgründe nach § 319 HGB, §§ 49

und 53 WPO sowie §§ 20 ff. unserer Berufssatzung entgegen.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwend-

baren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Wir haben unsere Prüfung in den Monaten April und Mai 2017 in den Ge schäfts räu men der

Wasserver sor gung Wetzlar durchgeführt.  Die Schlussbearbeitung des Auf trags er folgte in un-

seren Ge schäftsräu men.
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Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden erteilt. Die Betriebsleitung hat uns

die Vollstän dig keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts am 4. Mai 2017 schrift lich be-

stätigt.

Art und Umfang unserer Prüfungshandlungen haben wir in unseren Arbeitspapieren fest ge-

halten.

Über das Ergebnis unserer Prüfungshandlungen erstatten wir den nachfolgenden Bericht.

Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss 2016, bestehend aus Bilanz

(Anlage I), Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage II) und Anhang (Anlage III) sowie den ge-

prüf ten Lage bericht 2016 (Anlage IV) beigefügt.

Die rechtlichen und steuerlichen Verhältnisse haben wir in der Anlage VI dar ges tellt.

Wir haben diesen Prüfungsbericht nach dem Prüfungsstandard "Grundsätze ordnungs mäßiger

Berichterstattung bei Abschlussprüfungen" des Instituts der Wirtschafts prüfer e.V., Düsseldorf,

(IDW) erstellt.

Unserem Auftrag liegen die als Anlage VII beigefügten Allgemeinen Auftragsbedin gun gen für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2002

zu Grunde. Die Höhe unserer Haftung bestimmt sich nach § 323 Abs. 2 HGB. Im Verhältnis zu

Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auf tragsbedingungen maßgebend.

Dieser Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses ist nicht zur Weitergabe an Dritte be-

stimmt. Soweit er mit unserer Zustimmung an Dritte weitergegeben wird bzw. Dritten mit unse-

rer Zustimmung zur Kenntnis vorgelegt wird, verpflichtet sich die Gesellschaft, mit dem betref-

fenden Dritten schriftlich zu vereinbaren, dass die vereinbarten Haftungsre gelungen auch für

mögliche Ansprüche des Dritten uns gegenüber gelten sollen.
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B. Grundsätzliche Feststellungen

  Lage des Unternehmens

Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir nachfolgend in unserer vorangestellten Be richt-

erstattung zur Beurteilung der Lage des Unternehmens im Jahresabschluss und im Lagebericht

durch die gesetzlichen Vertreter Stellung.

Unsere Stellungnahme geben wir auf Grund eigener Beurteilung der wirtschaftlichen La ge des

Unternehmens ab, die wir im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts gewonnen haben. Hierzu gehören vertiefende Erläuterungen und die Angabe von Ursa-

chen zu den einzelnen Entwicklungen sowie eine kritische Würdigung der zu Grunde gelegten

Annahmen, nicht aber eigene Prognoserechnungen. Unsere Be richtspflicht besteht, soweit uns

die geprüften Unterlagen eine Beurteilung erlauben.

Insbesondere gehen wir auf die Annahme der Fortführung der Unternehmenstätigkeit und auf

die Beurteilung der künftigen Entwicklung des Unternehmens ein, wie sie im Jahres abschluss

und im Lagebericht ihren Ausdruck gefunden haben.

Die von uns geprüften Unterlagen i.S.v. § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB umfassten jene Unter lagen,

die unmittelbar Gegenstand unserer Abschlussprüfung waren, die Buchführung, den Jahresab-

schluss und den Lagebericht, sowie alle Unterlagen, wie Kostenrechnungen zur Ermittlung der

Herstellungskosten, Planungsrechnungen, Verträge, Protokolle und Berichterstattungen an

Gremien, die wir im Rahmen unserer Prüfung herangezogen ha ben.

Die Darstellung und Beurteilung der Lage des Unternehmens und seiner voraussichtli chen Ent-

wicklung durch die gesetzlichen Vertreter im Jahresabschluss und im Lagebericht halten wir für

zutreffend.

Geschäftsverlauf und Lage der Gesellschaft

Hervorzuheben sind insbesondere folgende Aspekte:

Im Wirtschaftsjahr 2016 wurde ein Jahresfehlbetrag in Höhe von EUR 3.826,71 (im Vorjahr

Jahresgewinn EUR 49.789,51) realisiert, der auf neue Rechnung vorgetragen werden soll.
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Durch ein höheres Gebührenaufkommen auf Grundlage der Abrechnung der Gebühren nach

der Was serversorgungssatzung durch das städtische Kassen- und Steueramt konnte ein im

Nachtragsplanansatz kalkulierter Jahresfehlbetrag in Höhe von TEUR 202 bis auf einen Jah-

resfehlbetrag im Jahr 2016 in Hö he von TEUR 4 gemindert werden. Der we sent li che Grund

hier für ist die zu sätz li che Ver sor gungslei stung für die Neubaugebiete Rasselberg und Ro ten-

berg auf dem Ge biet der Stadt Wetzlar.

Als wesentliche Risiken sieht die Betriebsleitung sinkende Wasserverbrauchsmengen und Kos-

tensteigerungen die dann trotz der zum 1. April 2017 neuen, kostendeckend kalkulierten Ge-

büh ren erneut zu Verlusten führen können.

Voraussichtliche Entwicklung der Gesellschaft

Im Lagebericht gibt die Betriebsleitung einen Ausblick auf das Geschäftsjahr 2017 und geht

hier bei auch auf die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung der Wasserversorgung

Wetz lar ein. Sie be rich tet u. a. über Kostensteigerungen auf Grund eines gestiegenen Pacht-

und Be triebs führungsentgelts und gestiegenen Bereitstellungs- und Arbeitsgebühren des

Zweckver bandes Mittel hessi sche Wasserwerke (ZMW) für Was ser. Die Betriebsleitung weist

auch auf die Ri si ken durch sinkende Wasserver brauchs men gen hin. 

Die Betriebsleitung rechnet nach dem derzeitigen Informationsstand durch die zum 1. April

2017 kos ten de ckend kalkulierten und damit gestiegenen Wassergebühren für Endkunden im

Ge schäfts jahr 2017 mit einem  ausgeglichenenJahresergebnis.

Die Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung der Wasserversorgung Wetzlar im Lage be-

richt ba siert auf Annahmen, bei denen Beurteilungsspielräume vorhanden sind. Wir halten die-

se Dar stel lung für plausibel. 
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

I. Gegenstand der Prüfung

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 317 HGB die Buchführung, den Jah-

resabschluss und den Lagebericht auf die Einhaltung der einschlägigen gesetzli chen Vorschrif-

ten und der sie ergänzenden Bestimmungen der Eigenbetriebssatzung ge prüft.

Die gesetzlichen Vertreter tragen die Verantwortung für die Rechnungslegung und die ge gen-

über uns als Abschlussprüfer gemachten Angaben. Unsere Aufgabe als Abschlus sprüfer ist es,

diese Unterlagen unter Einbeziehung der Buchführung und die gemachten Angaben im Rah-

men unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen.

Den Lagebericht haben wir daraufhin überprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei un-

serer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zutreffendes

Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt. Die Prüfung des Lagebe richts hat sich auch dar-

auf zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstel lung des Lageberichts beachtet

worden sind (§ 317 Abs. 2 HGB n.F.). 

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den Aufga-

ben unserer Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicher weise Rück-

wirkungen auf den Jahresabschluss oder Lagebericht ergeben.

Unsere Prüfung hat sich nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbestand des geprüf ten Unter-

nehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert wer-

den kann (§ 317 Abs. 4a HGB n.F.).

Bei der Prüfung beachteten wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2

Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) sowie den Prüfungsstandard PS 720 des IDW.

Eine besondere Prüfung zur Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten im Geld- und Leis tungsver-

kehr (Unterschlagungsprüfung) war nicht Gegenstand der Abschlussprüfung. Im Verlaufe unse-

rer Tätigkeit ergaben sich auch keine Anhaltspunkte, die besondere Unter suchungen in dieser

Hinsicht erforderlich gemacht hätten.



Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016
 
  

 Blatt 8

II. Art und Umfang der Prüfungsdurchführung

Art und Umfang der beim vorliegenden Auftrag erforderlichen Prüfungshandlungen ha ben wir

im Rahmen unserer Eigenverantwortlichkeit nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt, das

durch gesetzliche Regelungen und Verordnungen, IDW Prüfungsstan dards sowie ggf. erwei-

ternde Bedingungen für den Auftrag und die jeweiligen Berichts pflichten begrenzt wird.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 316 ff. HGB unter Beachtung der vom Insti-

tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführung von

Abschlussprüfungen vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,

dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Buchführung, der Jahresab-

schluss und der Lagebericht frei von wesentlichen Män geln sind. Im Rahmen der Prüfung wer-

den Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht auf der Ba-

sis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-

rungs-, Bewertungs- und Gliede rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Ge-

schäftsführung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des

Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundla-

ge für unser Prüfungsurteil bildet.

Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsvorgehens erarbeiteten wir zunächst ei ne Prü-

fungsstrategie. Diese beruhte auf einer Einschätzung des Unternehmensumfel des und auf Aus-

künften der Geschäftsleitung über die wesentlichen Unternehmensziele und Geschäftsrisiken.

Unsere Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten Sys tem- und

Funktionstests, analytische Prüfungshandlungen sowie Einzelfallprüfungen.

Wir haben unsere aussagebezogenen Prüfungshandlungen an den Ergebnissen unse rer Beur-

teilung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems ausgerichtet.

Die Erkenntnisse der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys tems ha-

ben wir bei der Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen und der Einzel fallprüfungen be-

rücksichtigt.
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Soweit nach unserer Einschätzung wirksame funktionsfähige Kontrollen implementiert waren

und damit ausreichende personelle, computergestützte oder mechanische Kon trollen die Rich-

tigkeit der Jahresabschlussaussage sicherstellten, konnten wir unsere aussagebezogenen Prü-

fungshandlungen im Hinblick auf Einzelfälle insbesondere im Bereich der Routinetransaktionen

weitgehend einschränken. Soweit uns eine Ausdeh nung der Prüfungshandlungen erforderlich

erschien, haben wir neben analytischen Prü fungshandlungen in Form von Plausibilitätsbeurtei-

lungen einzelne Geschäftsvorfälle an hand von Belegen nachvollzogen und auf deren sachge-

rechte Verbuchung hin über prüft.

Im unternehmensindividuellen Prüfungsprogramm haben wir die Schwerpunkte unserer Prü-

fung, Art und Umfang der Prüfungshandlungen sowie den zeitlichen Prüfungsablauf und den

Einsatz von Mitarbeitern festgelegt. Hierbei haben wir die Grundsätze der We sentlichkeit und

der Risikoorientierung beachtet.

Die in unserer Prüfungsstrategie identifizierten kritischen Prüfungsziele führten zu fol genden

Schwerpunkten unserer Prüfung:

- Übergang auf die Anwendung der neuen Rechnungslegungsvorschriften nach BilRUG

- Werthaltigkeit der Forderungen

- Umsatzerlöse

Die Eröffnungsbilanzwerte wurden ordnungsgemäß aus dem Vorjahresabschluss über nommen.

Bestätigungen Dritter wurden wie folgt und nach folgenden Kriterien eingeholt:

Von der zutreffenden Bilanzierung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus Lieferun gen und

Leistungen haben wir uns durch Einholung von Saldenbestätigungen nach be wussten Auswahl-

kriterien in Stichproben überzeugt.

Bankbestätigungen wurden von Kreditinstituten eingeholt. Rechtsanwaltsbestätigungen über

schwebende Rechtsstreitigkeiten wurden erbeten.
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Alle von uns erbetenen, nach pflichtgemäßen Ermessen zur ordnungsmäßigen Durch führung

der Prüfung von den gesetzlichen Vertretern benötigten Aufklärungen und Nachweise wurden

erbracht. Die Betriebsleitung hat uns die Vollständigkeit der Buchführung, des Jahresab schlus-

ses und des La ge berichts in einer von uns eingehol ten Vollständigkeitserklärung am 4. Mai

2017 schrift lich be stätigt.
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D. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Aufzeichnungen der Geschäftsvorfälle der Gesellschaft sind nach unseren Feststel lungen

vollständig, fortlaufend und zeitgerecht. Der Kontenplan ermöglicht eine klare und übersichtli-

che Ordnung des Buchungsstoffes mit einer für die Belange der Gesell schaft ausreichenden

Gliederungstiefe. Soweit im Rahmen unserer Prüfung Buchungs belege eingesehen wurden,

enthalten diese alle zur ordnungsgemäßen Dokumentation erforder lichen Angaben. Die Beleg-

ablage ist numerisch geordnet, so dass der Zugriff auf die Be lege unmittelbar anhand der An-

gaben in den Konten möglich ist. Die Buchfüh rung ent spricht somit für das gesamte Geschäfts-

jahr den gesetzlichen Anforderungen.

Die Organisation der Buchführung, das interne Kontrollsystem, der Datenfluss und das Beleg-

wesen ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfas sung und Bu-

chung der Geschäftsvorfälle.

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen führen nach dem Er-

gebnis unserer Prüfung zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in der Buchfüh rung, im Jahres-

abschluss und im Lagebericht.

Die Buchführung wird IT-gestützt unter Verwendung des EDV-Buchführungssystems ADDISON

Finanzbuchhaltung durch geführt.

Die Ordnungsmäßigkeit des Programms wurde durch Ernst & Young GmbH Wirtschaftprü-

fungsgesellschaft mit Sitz in Stuttgart geprüft und be stätigt.

Die Verfahrensabläufe in der Buchführung haben im Berichtsjahr 2016 keinen nennenswerten

or ganisa torischen Änderungen erfahren.

Die Sicherheit der für die Zwecke der IT-gestützten Rechnungslegung verarbeiteten Da ten ist

gewährleistet.
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2. Jahresabschluss

In dem uns zur Prüfung vorgelegten Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 wurden alle für

die Rech nungsle gung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grund sätze ord-

nungsmäßiger Buchführung und aller größenabhängigen, rechtsformgebunde nen oder wirt-

schaftszweigspe zifischen Regelungen sowie die Normen der Satzung be achtet.

Wegen einer den Jahresabschluss betreffenden Erweiterung der Abschlussprüfung auf Grund

des § 53 HGrG berichten wir nachstehend auch über das Er geb nis die ser Prüfung.

Der Jahresabschluss wurde erstmals nach den Vorschriften des Bilanzrichtlinienumset zungs-

gesetzes (BilRUG) erstellt. Im Anhang wurde auf die Anpassung der Vorjahreszah len hingewie-

sen. Ebenso wurde auf die Anpassung derjenigen Posten im Jahresab schluss, die sich auf-

grund der geänder ten Umsatzerlösdefinition, wie „Materialaufwand“ und „Forderungen und Ver-

bindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen“, oder aufgrund des Weg falls des au ßer or-

dentlichen Er gebnisses ebenfalls geändert haben, im Anhang hin gewie sen (§ 265 Abs. 2 HGB)

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der Wasserversorgung Wetzlar für das Ge-

schäftsjahr vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2016 sind nach unseren Feststel lungen

ordnungs mä ßig aus der Buch füh rung und aus den weiteren geprüften Unterla gen abgeleitet.

Die ein schlägi gen Ansatz-, Aus weis- und Bewertungsvorschriften wur den dabei ebenso beach-

tet wie der Ste tig keits grundsatz des § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB.

Zur Ordnungsmäßigkeit der im Anhang gemachten Angaben, über die von uns nicht an anderer

Stelle berichtet wird, stellen wir fest, dass die Berichterstattung im Anhang durch die gesetzli-

chen Vertreter vollständig und im gesetzlich vorgeschriebenen Umfang ausgeführt wurde.

Die Gesellschaft erstellt freiwillig einen Anhang gemäß § 284 ff. HGB und erfüllt damit im An-

hang die Anforderungen an den Jahresabschluss von großen Kapitalgesellschaften.

3. Lagebericht

Unsere Prüfung nach § 317 Abs. 2 HGB hat ergeben, dass der Lagebericht mit dem Jahresab-

schluss und mit den bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht und ins-

gesamt eine zutref fende Vorstellung der Lage des Unternehmens vermittelt. Die wesentlichen

Chancen und Risi ken der künf ti gen Ent wicklung sind zutreffend dargestellt, die gesetzlichen

Vorschriften zur Aufstellung wurden beachtet und der Lagebericht ent hält die nach § 289 Abs. 2

HGB er forderlichen Angaben.
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II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses

1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Über das Ergebnis unserer Beurteilung, ob und inwieweit die durch den Jahresab schluss ver-

mittelte Gesamtaussage den Anforderungen des Eigenbetriebsgesetzes des Landes Hessen

i.V.m. § 264 Abs. 2 Satz 1 HGB ent spricht, be rich ten wir nachstehend.

Die Gesamtaussage des Jahresabschlusses ist nicht unwesentlich durch den Über gang auf die

neuen Rechnungslegungsvorschriften nach BilRUG beeinflusst.

 

Durch die Anwendung der neuen Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften soll nach Vorgabe

des Gesetzgebers die Bilanzrichtlinie umgesetzt und insbesondere die Ver gleichbarkeit der

Rechnungslegung erhöht werden. 

Das Gliederungsschema für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde angepasst, da die Pos ten

„außerordentliche Aufwendungen“, „außerordentliche Erträge“ und „außerordentliches Er geb-

nis“ sowie das „Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfts tä tigkeit“ gestri chen wurden. Hinzuge-

kom men ist das „Ergebnis nach Steuern“, das zwi schen dem Posten „Steuern vom Einkommen

und vom Ertrag“ und dem Posten „sonstige Steuern“ auszuweisen ist. Die Vorjahreswerte bzgl.

der weggefallenen Pos ten sowie die diesbe züglichen Zwischener gebnisse müssen auf das

neue Gliede rungs schema i.d.F. BilRUG umgegliedert werden. 

Bezüglich der erstmaligen Anwendung der Neudefinition der Umsatzerlöse wurde eine An pas-

sung der Vorjahreswerte vorgenommen.

Die Stetigkeit wird dadurch nicht durchbrochen. Der erstmalige BilRUG-Abschluss ist un ter Be-

rücksichtigung der vorgenommenen Anpassungen und Erläuterungen im An hang mit dem Vor-

jahr vergleichbar.
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Da sich keine weiteren Besonderheiten ergeben haben, stellen wir fest, dass der Jahresab-

schluss ins ge samt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächli chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er tragslage der

Gesell schaft vermittelt.

Da es uns für die Beurteilung der Gesamtaussage des Jahresabschlusses durch die Adressa-

ten - insbesondere in Bezug auf die Erläuterung der Bewertungsgrundlagen und deren Ände-

rungen sowie die sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen - erforderlich er scheint, gliedern wir

die Posten des Jahresabschlusses entsprechend § 321 Abs. 2 Satz 5 HGB in Abschnitt III auf

und erläutern sie ausreichend, soweit diese Angaben nicht im Anhang enthalten sind.

2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die Bewertungsgrundlagen i.S.d. § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB umfassen die Bilanzierungs- und

Bewertungsmethoden sowie die für die Bewertung von Vermögensgegenständen und Schulden

maßgeblichen Faktoren (Parameter, Annahmen und die Ausübung von Ermessensspielräu-

men).

Wertbestimmende Faktoren ergeben durch Verknüpfung mit den am Abschlussstichtag vorhan-

denen Bestandsgrößen von Vermögensgegenständen und Schulden die im Jah resabschluss

angesetzten Buchwerte.

Parameter sind in der Regel durch Marktpreise oder allgemein akzeptierte Standardwer te ob-

jektivierte Faktoren, während Annahmen über künftige Entwicklungen subjektive Faktoren der

Wertbestimmung sind, deren Festlegung unter Berücksichtigung der Rechnungslegungsgrund-

sätze im Ermessen der gesetzlichen Vertreter liegt. 

Ermessensspielräume beruhen auf unsicheren Erwartungen bei der Bestimmung von Schätz-

größen und den diesen zu Grunde gelegten Annahmen. Daraus resultiert bei vie len Posten ei-

ne Bandbreite zulässiger Wertansätze. 

Im Rahmen der Erläuterung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ist insbeson dere die

Ausübung von Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechten von Bedeutung, weil mit derartigen

Entscheidungen der gesetzlichen Vertreter eine Einflussnahme auf die Gesamtaussage des

Jahresabschlusses ermöglicht wird.
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Wesentliche Bewertungsgrundlagen sind solche, die einzeln oder im Zusammenwirken mit an-

deren Bewertungsgrundlagen für die Information der Berichtsadressaten von Be deutung sind,

weil sie die Gesamtaussage des Jahresabschlusses wesentlich beeinflus sen. 

Zur Darstellung der wesentlichen Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf die entspre chenden

Angaben im Anhang, weil ihre Aufnahme in den vorliegenden Prüfungsbericht nur zu einer Wie-

derholung führen würde.

Von uns vorgenommene Verweise auf den Anhang stehen in ihrer Art oder in ihrem Um fang

nicht im Widerspruch zu der nach § 321 Abs. 1 Satz 1 HGB gebotenen Klarheit der Berichters-

tattung.

Die Beurteilung der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit der Bilanzierungs- und Bewer tungsent-

scheidungen der gesetzlichen Vertreter obliegt nicht uns als Abschlussprüfer. Sie sind als ge-

schäftspolitische Entscheidungen von den Adressaten des Berichts zu beurteilen. 
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3. Änderungen in den Bewertungsgrundlagen

Grundsätzlich sind nach § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB die gewählten Bewertungsmethoden beizube-

halten. Für die gesamte Rechnungslegung einschließlich der Ausübung von An satzwahlrechten

und der Ausnutzung von Ermessensspielräumen gilt das Willkürverbot.

Nach § 284 Abs. 2 Nr. 3 HGB sind Durchbrechungen der Ansatz- und Bewertungsstetig keit im

Anhang anzugeben, zu begründen und die Auswirkungen zu erläutern.

Änderungen der Bewertungsgrundlagen können sowohl Änderungen der Bilanzierungs- und

Bewertungsmethoden als auch Änderungen der wertbestimmenden Faktoren be treffen, insbe-

sondere Änderungen in der Ausnutzung von Ermessensspielräumen.

Auch innerhalb des gesetzlich zulässigen Rahmens vorgenommene Änderungen der Bewer-

tungsgrundlagen können, insbesondere wenn sie zielgerichtet und einseitig sind, wesentliche

Auswirkungen auf die Vergleichbarkeit und die Gesamtaussage des Jahres abschlusses haben.

Auf Änderungen in den Bewertungsgrundlagen ist an dieser Stelle einzugehen, wenn diese ein-

zeln oder insgesamt zusammen mit sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen ei nen wesentlichen

Einfluss auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses, d.h. auf das vom Jahresabschluss

vermittelte Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ka pitalgesellschaft, haben.

Gegenüber dem Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2015 haben sich keine Änderungen

bei den wesentli chen Bewertungsgrundlagen (Änderungen der Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden, Ände run gen der wertbestimmenden Faktoren, Änderungen in der Ausnut zung von

Ermessensspiel räu men) ergeben.
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III. Aufgliederungen und Erläuterungen

§ 321 Abs. 2 Satz 5 HGB schreibt eine Aufgliederung von Abschlussposten vor, soweit dies

zum Verständnis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses, insbesondere zur Erläuterung

der Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen sowie der sachverhalts gestaltenden Maß-

nahmen nach § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB, erforderlich ist und die Anga ben nicht im Anhang ent-

halten sind.

Soweit zum Verständnis der Gesamtaussage bestimmte Posten des Jahresabschlusses von

uns nachstehend aufgegliedert werden, erläutern wir dabei auch, welchen Einfluss die geänder-

te Ausübung eines Wahlrechts oder die Durchführung einer Sachverhalts gestaltung auf den

Ansatz, die Bewertung oder die Zusammensetzung einzelner Ab schlussposten hat.

Im Rahmen dieser Aufgliederungen nehmen wir auch im Jahresabschluss bereits ent haltene

Angaben in einer abweichenden Darstellung nachstehend in unseren Prüfungs bericht auf.

Bilanzstrukturübersichten zur Vermögenslage, Erfolgsquellenanalysen zur Ertragslage und Ka-

pitalflussrechnungen zur Finanzlage können - ergänzt um Kennzahlen zur Ergeb nis-, Kapital-

und Vermögensstruktur - für die Adressaten eine wesentliche Unterstüt zung durch unsere Ab-

schlussprüfung darstellen.

Betriebswirtschaftliche Auswertungen in Form zusammengefasster Tabellen, Strukturbi lanzen,

Gegenüberstellungen zusammengefasster, betriebswirtschaftlich aussagefähi ger Zahlen des

Geschäftsjahres mit Zahlen aus Vorjahren, eine Kapitalflussrechnung und eine Cashflow-Analy-

se nehmen wir außerhalb der vorliegenden Ausführungen zur Gesamtaussage im eigenständi-

gen Abschnitt "Vermögens-, Finanz- und Ertragslage"1 in unseren Prüfungsbericht auf, um die

Lage und Entwicklung des Unternehmens im Be richtsjahr zu verdeutlichen.
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Aufstellung wesentlicher Aktivposten Bilanzansatz %-Anteil %-Änderung
der Bilanz zum 31. Dezember 2016 zum Bilanz- gegenüber
(Anteil an der Bilanzsumme größer 10,0 %) 31.12.2016 summe 31.12.2015

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 562.365,18 83,1 -16,1
sonstige Vermögensgegenstände 113.433,21 16,8 -18,7

675.798,39 99,9

Aufstellung wesentlicher Passivposten Bilanzansatz %-Anteil %-Änderung
der Bilanz zum 31. Dezember 2016 zum Bilanz- gegenüber
(Anteil an der Bilanzsumme größer 10,0 %) 31.12.2016 summe 31.12.2015

Rücklagen 719.000,00 106,2 -,-
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leis-
tungen 161.458,85 23,9 21,3
sonstige Verbindlichkeiten 377.263,94 55,7 41,6

1.257.722,79 185,8

Aufstellung wesentlicher Posten der Gewinn- und Wertansatz %-Anteil %-Änderung
Verlustrechnung vom 1.1.2016 bis 31.12.2016 Geschäfts- Umsatz- gegenüber
(Anteil an den Umsatzerlösen größer 10,0 %) jahr 2016 erlöse Vorjahr

Umsatzerlöse 6.088.953,56 100,0 2,2
Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebs-
stoffe und für bezogene Waren 1.516.728,26 24,9 6,1
Aufwendungen für bezogene Leistungen 4.406.643,98 72,4 1,2

1(Mögliche Rundungsdifferenzen in den Tabellen sind technisch bedingt.)
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  Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

Vermögenslage und Kapitalstruktur

Vermögenslage und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vor jahr erge-

ben sich aus den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen in TEuro für die beiden Ab-

schlussstichtage 31. Dezember 2016 und 31. Dezember 2015.

Entwicklung der Vermögenslage
31.12.2016 31.12.2015 Veränderung

TEuro % TEuro % TEuro %

A. Umlaufvermögen
I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 562,4 83,1 670,0 82,8 -107,6 -16,1
2. sonstige Vermögensgegenstände 113,4 16,8 139,6 17,2 -26,2 -18,8

II. Kassenbestand, Bundesbankguthaben,
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks 1,0 0,1 0,0 0,0 1,0 0,0

676,8 100,0 809,6 100,0 -132,8 -16,4

676,8 100,0 809,6 100,0 -132,8 -16,4

Entwicklung der Kapitalstruktur
31.12.2016 31.12.2015 Veränderung

TEuro % TEuro % TEuro %

      
A. Eigenkapital

I. Stammkapital 50,0 7,4 50,0 6,2 0,0 0,0
II. Rücklagen 719,0 106,2 719,0 88,8 0,0 0,0

III. Verlustvortrag -719,7 -106,3 -769,5 -95,0 49,8 -6,5
IV. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag -3,8 -0,6 49,8 6,2 -53,6 -107,6

45,5 6,7 49,3 6,2 -3,8 -7,7

B. Rückstellungen
sonstige Rückstellungen 30,9 -3,0 33,9 4,2 -3,0 -8,8

30,9 -3,0 33,9 4,2 -3,0 -8,8

C. Verbindlichkeiten
1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 161,5 23,9 133,1 16,4 28,4 21,3
2. Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt 61,7 9,1 327,0 40,4 -265,3 -81,1
3. sonstige Verbindlichkeiten 377,3 55,7 266,4 32,9 110,9 41,6

600,5 88,7 726,5 89,7 -126,0 -17,3

676,8 100,0 809,6 100,0 -132,8 -16,4
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Finanzlage

Zur Entwicklung der Liquidität und der Finanzkraft der Gesellschaft haben wir ei ne Kapitalfluss-
rechnung er stellt, die zeigt, wie sich die Zahlungsmittel (Kassenbestände, Schecks so wie Gut-
ha ben bei Kreditinstitu ten) des ge prüften Unternehmens im Berichtszeitraum durch Mit telzu-
und -abflüsse verändert ha ben. Da bei wird von uns zwi schen Zahlungs strö men aus Ge schäfts-,
Investitions- und Finanzie rungstätigkeit unter schie den. Die Kapitalflussrechnung ist mit indirek-
ter Ermittlung der Zah lungsströme aufgestellt.

2016 2015
TEuro TEuro

1. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag -4 50
2. +/-

Anlagevermögens
Abschreibungen / Zuschreibungen auf Gegenstände des

0 0
3. +/- Zunahme / Abnahme der Rückstellungen -3 28
4. -/+

Anlagevermögens
Gewinn / Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des

0 0
5. -/+

Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva
Zunahme / Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus

134 -181
6. +/-

und Leistungen sowie anderer Passiva
Zunahme / Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen

-126 -30

7.  = Mittelzufluss / -abfluss aus laufender Geschäftstätigkeit 1 -133

8. +
Anlagevermögens
Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des

0 0
9. - Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen 0 0

10.  = Mittelzufluss / -abfluss aus der Investitionstätigkeit 0 0

11. +
(Kapitalerhöhungen, Verkauf eigener Anteile, etc.)
Einzahlungen aus Eigenkapitalzuführungen

0 123
12. -

Kapitalrückzahlungen, andere Ausschüttungen)
Auszahlungen an Gesellschafter (Dividenden,

0 0
13. +

Aufnahme von (Finanz-) Krediten
Einzahlungen aus der Begebung von Anleihen und aus der

0 0
14. -

(Finanz-) Krediten
Auszahlungen für die Tilgung von Anleihen und von

0 0

15.  = Mittelzufluss / -abfluss aus der Finanzierungstätigkeit 0 123

16.
Finanzmittelbestands (Summe der Zeilen 7, 10 und 15)
Zahlungswirksame Veränderungen des

1 -10
17. + Finanzmittelbestand am Anfang der Periode 0 10

18.  = Finanzmittelbestand am Ende der Periode 1 0
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Ertragslage

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abgeleitete Gegenüberstellung der Erfolgs rechnun-

gen der beiden Geschäftsjahre 2016 und 2015 zeigt folgendes Bild der Ertrags lage und ihrer

Ver änderungen:

1.1. bis 1.1. bis Änderung zum
31.12.2016 31.12.2015     Vorjahr in

TEuro % TEuro % TEuro %

Umsatzerlöse 6.089,0 100,0 5.960,1 100,0 128,9 2,2

+ Sonstige betriebliche Erträge 6,8 0,1 0,0 0,0 6,8 0,0

- Materialaufwand 5.923,4 97,3 5.783,7 97,0 139,7 2,4

= Rohergebnis 172,4 2,8 176,4 3,0 -4,0 -2,3

- Sonstige betriebliche Aufwendungen 176,2 2,9 126,7 2,1 49,5 39,1

= Betriebsergebnis -3,8 -0,1 49,7 0,8 -53,5 -107,6

= Jahresergebnis -3,8 -0,1 49,7 0,8 -53,5 -107,6

Die Umsatzerlöse betrugen im Berichtszeitraum TEuro 6.089,0. Sie haben sich gegenüber dem

Vor jahr 2015 um 2,2 % (TEuro 128,9) erhöht.

Der Materialaufwand setzt sich im Wesentlichen aus dem Betriebsführungs- und Pachtentgelt

an die ener gie- und wassergesellschaft mbh Wetzlar (enwag) i.H.v. TEuro 4.206,7 und den

Aufwen dungen für Wasserlieferungen i.H.v. TEuro 1.516,7 zu sam men.

Von den Wasserlieferungen entfallen TEuro 1.350,6 (Vorjahr TEuro 1.275,6) auf den Zweck-

verband Mittel hessi sche Wasserwerke und TEuro 166,1 (Vorjahr TEuro 153,8) auf die en wag.
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E. Feststellungen gemäß § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2

HGrG beachtet. Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ord nungsgemäß,

d.h. mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den ein schlägigen handels-

rechtlichen Vorschriften, den Bestimmungen der Betriebssatzung und der Geschäftsordnung

für die Ge schäfts führung geführt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage VII (Prüf- und Er-

he bungsliste zu den Feststellungen nach § 53 HGrG auf der Grundlage des IDW PS

720-Fragenkatalogs zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts führung und der wirt-

schaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG) dargestellt. Über diese Feststellungen hinaus hat

unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach un serer Auffassung für die Beurtei-

lung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind.
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F. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir am 4.Mai 2017 dem als Anlagen I bis III bei-

gefüg ten Jah resabschluss der Wasserversorgung Wetzlar, Wetzlar, zum 

31. Dezember 2016 und dem als Anlage IV beigefügten Lagebericht für das Ge schäfts jahr

2016 den folgen den un eingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der von uns an die ser

Stelle wieder gege ben wird:
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„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein be-

zie hung der Buch füh rung und den La ge be richt der Wasserversorgung Wetzlar, Wetzlar, für das Ge schäfts jahr vom

1. Januar bis 31. Dezem ber 2016 ge prüft. Die Buch füh rung und die Aufstel lung von Jah res abschluss und La ge be-

richt nach den deut schen han dels rechtli chen Vor schriften und den ergänzen den Bestimmungen der Betriebs satz ung

lie gen in der Ver ant wortung der ge setzlichen Ver treter der Gesell schaft. Unsere Auf gabe ist es, auf der Grundla ge

der von uns durch ge führten Prü fung ei ne Beur teilung über den Jah res ab schluss unter Einbe zie hung der Buch füh-

rung und über den La gebe richt ab zuge ben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom In stitut der Wirtschaftsprüfer

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord nungsmäßiger Ab schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-

fung so zu planen und durchzufüh ren, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den

Jah resabschluss un ter Beachtung der Grundsätze ord nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht ver-

mittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei chender Si cherheit er-

kannt werden. Bei der Festlegung der Prü fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und

über das wirt schaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be rück-

sich tigt. Im Rahmen der Prü fung werden die Wirksamkeit des rechnungsle gungsbezo genen internen Kontroll sys-

tems so wie Nachweise für die Angaben in Buchfüh rung, Jahresabschluss und Lagebericht überwie gend auf der Ba-

sis von Stichpro ben beur teilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange wandten Bilan zierungsgrundsätze und

der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jah-

resabschlusses und des Lagebe richts. Wir sind der Auffas sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere

Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent spricht der Jahresabschluss

den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestim mungen der Betriebssatzung und vermittelt un ter Be ach-

tung der Grund sätze ord nungs mä ßi ger Buch füh rung ein den tat säch lichen Ver hält nis sen ent spre chen des Bild der

Ver mö gens-, Fi nanz- und Er tragsla ge der Gesell schaft. Der La ge bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss,

entspricht den gesetzlichen Vorschriften, ver mittelt ins ge samt ein zutreffendes Bild von der La ge der Ge sell schaft

und stellt die Chan cen und Ri si ken der zu künf tigen Ent wick lung zu treffend dar."

 Wetzlar, 4. Mai 2017

 RPA Treuhand GmbH   
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

  gez.
  Thomas Ruhmann
  Wirtschaftsprüfer
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Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-

schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschluss prüfungen

(IDW PS 450).

Die Verwendung des vorstehend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses

Prüfungsberichts setzt unsere vorherige Zustimmung voraus.

Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder Lageberichtes in einer

von der bestätigten Fassung abweichenden Form (einschließlich der Überset zung in andere

Sprachen) erfordert unsere erneute Stellungnahme, soweit dabei unser Bestäti gungsvermerk

zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird. Wir weisen dies bezüg lich auf § 328 HGB hin.

Wetzlar, 4. Mai 2017

 RPA Treuhand GmbH
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

 
  Thomas Ruhmann
  Wirtschaftsprüfer
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BILANZ
Wasserversorgung Wetzlar

   
   

35576 Wetzlar

zum

31. Dezember 2016
AKTIVA PASSIVA

31.12.2016 31.12.2015
Euro Euro Euro

31.12.2016 31.12.2015
Euro Euro Euro

A. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 562.365,18 669.967,25
2. sonstige Vermögensgegenstände 113.433,21 139.605,69

675.798,39 809.572,94

II. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kredit-
instituten und Schecks 990,07 11,03

A. Eigenkapital

I. Stammkapital 50.000,00 50.000,00

II. Rücklagen 719.000,00 719.000,00

III. Verlustvortrag 719.701,51- 769.491,02-

IV. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag 3.826,71- 49.789,51

B. Rückstellungen

sonstige Rückstellungen 30.900,00 33.866,97

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 161.458,85 133.080,36
2. Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt 61.693,89 326.967,64
3. sonstige Verbindlichkeiten 377.263,94 266.370,51

600.416,68 726.418,51

676.788,46 809.583,97 676.788,46 809.583,97
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG vom 1.1.2016 bis 31.12.2016

Wasserversorgung Wetzlar
   
   
Wetzlar

2016 2015
Euro Euro Euro

1. Umsatzerlöse 6.088.953,56 5.960.129,34

2. sonstige betriebliche Erträge 6.790,47 0,00

3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und

Betriebsstoffe und für bezogene Wa-
ren 1.516.728,26 1.429.380,84

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 4.406.643,98 4.354.299,11
5.923.372,24 5.783.679,95

4. sonstige betriebliche Aufwendungen 176.196,48 126.652,39

5. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 1,92 22,53

6. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 3,94 30,02

7. Ergebnis nach Steuern 3.826,71- 49.789,51

8. Jahresfehlbetrag 3.826,71 49.789,51-
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Anhang für das Geschäftsjahr 2016 
der Wasserversorgung Wetzlar 

 
 
 
 
I. Allgemeine Angaben 

 
 
1. Eigenbetriebsgründung und rechtliche Grundlagen 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Wetzlar hat am 6. Mai 2010 den Magistrat be-
auftragt, in Abstimmung mit der enwag Energie- und Wassergesellschaft mbH die Bildung 
eines Eigenbetriebes „Wasserversorgung Wetzlar“ und die hierfür erforderlichen Satzungs- 
und Vertragswerke vorzubereiten. Die von der Stadtverordnetenversammlung am 6. Okto-
ber 2010 beschlossene Betriebssatzung trat am 1. Januar 2011 in Kraft. 
 
Seit dem 1. Januar 2011 wird nunmehr die Wasserversorgung Wetzlar nach den maßgebli-
chen Vorschriften der Hessischen Gemeindeordnung, des Eigenbetriebsgesetzes – Landes-
recht Hessen – (EigBGes) und der Betriebssatzung als Eigenbetrieb geführt. Die Wasser-
versorgung Wetzlar mit Sitz in der Altenberger Str. 63, 35576 Wetzlar, ist unter der Nummer 
HRA 7151 bei dem Amtsgericht Wetzlar in das Handelsregister eingetragen. 
 
Gemäß § 1 der Betriebssatzung ist der Zweck des Eigenbetriebes, das Stadtgebiet mit 
Trinkwasser zu versorgen und das hierfür benötigte Wasser zu beschaffen. Dabei ist der 
Eigenbetrieb nach dem Eigenbetriebsgesetz und den Bestimmungen der Betriebssatzung 
zu führen. Der Eigenbetrieb führt im Sinne des § 12 der Betriebssatzung seine Rechnung 
nach den Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung. 
 
Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs ist das Kalenderjahr. Das Stammkapital des Eigen-
betriebs beträgt 50.000 €. 
 
Die für die Angelegenheiten des Eigenbetriebs zuständigen Organe sind: 
 

a) die Betriebsleitung, 
b) die Betriebskommission, 
c) die Stadtverordnetenversammlung. 

 
 
2. Betriebsleitung 
 
Der Eigenbetrieb wird von der Betriebsleitung selbständig geleitet. Der Betriebsleiter wird 
gemäß § 3 der Betriebssatzung vom Magistrat ein- bzw. angestellt, befördert und entlassen. 
 
Die Geschäftsverteilung gemäß § 2 Abs. 3 EigBGes ist in der Geschäftsordnung des Eigen-
betriebes (Magistratsbeschluß vom 13. Dezember 2010) geregelt und trat am 1. Januar 
2011 in Kraft. 
 
Die Dienstanweisung für die Betriebsleitung des Eigenbetriebes vom 1. Dezember 2010 trat 
ebenfalls am 1. Januar 2011 in Kraft (Änderung der Dienstanweisung am 5. Dezember 
2012). 
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3. Betriebskommission 
 
Die Betriebskommission überwacht die Betriebsleitung und bereitet die erforderlichen Be-
schlüsse der Stadtverordnetenversammlung vor. 

 
 
 
II. Anwendung des Eigenbetriebsgesetzes 

 
 
Der vorliegende Jahresabschluss der Wasserversorgung Wetzlar zum 31. Dezember 2016 
wurde nach den Bestimmungen des Eigenbetriebsgesetzes und der mittelbar für alle Eigen-
betriebe geltenden handelsrechtlichen Verpflichtungen der §§ 242 ff. Handelsgesetzbuch 
(HGB), unter Berücksichtigung der besonderen Vorschriften für Kapitalgesellschaften nach 
den §§ 264 ff. HGB und unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften und der Betriebssat-
zung aufgestellt. Gemäß vorstehenden Bestimmungen sind bei der Rechnungslegung und 
Prüfung die Vorschriften für große Kapitalgesellschaften anzuwenden. 
 
Der Eigenbetrieb führt seine Rechnung nach den Regeln der doppelten Buchführung. Die 
Ausweis- und Gliederungsvorschriften wurden entsprechend den gesetzlichen Vorschriften 
befolgt. Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren aufge-
stellt. 

 
 
 
III. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

 
 

 Im Jahresabschluß zum 31. Dezember 2016 erfolgte die Bewertung der Vermögensgegen-
stände und Schulden nach den Vorschriften der §§ 252 ff. HGB. Die gesetzlichen Ausweis- 
und Gliederungsvorschriften wurden befolgt. Die Bilanzgliederung erfolgte gemäß Formblatt 
1 des Hessischen EigBGes. 
 
 
1. Bestandsnachweise 
 
Eigentümer der vorhandenen Einrichtungen der öffentlichen Wasserversorgung im Gebiet 
der Stadt Wetzlar ist die enwag Energie- und Wassergesellschaft mbH, die diese Einrich-
tungen dem Eigenbetrieb als Pachtgegenstand überläßt. Somit ist beim Eigenbetrieb kein 
Anlagevermögen vorhanden. 
 
Der Eigenbetrieb Wasserversorgung Wetzlar führt seit dem 1. Januar 2011 ein eigenes Ge-
schäftsgirokonto und ein kommunales Geldmarktkonto bei der Sparkasse Wetzlar. 
 
 
2. Gliederung und Bewertung 
 
Bezüglich der Bewertung wurden die Vorschriften der §§ 252 ff. HGB beachtet. Alle Bilanz-
positionen wurden unter Beachtung der handelsrechtlich vorgeschriebenen Grundsätze be-
wertet. 
 

 Die Bewertung der Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände erfolgte zum 
Nennwert. 
 



 Anlage III 

  Blatt 3 

 

  

 Die Rückstellungen wurden grundsätzlich in Höhe der Beträge gebildet, die nach vernünfti-
ger kaufmännischer Beurteilung notwendig sind. Die Rückstellungen und Verbindlichkeiten 
sind mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt worden. 
 
 
 

IV. Erläuterungen zum Jahresabschluß 
 
 
Die Restlaufzeit sämtlicher Forderungen und sonstiger Vermögensgegenstände ist geringer 
als ein Jahr. Hierbei handelt es sich überwiegend um stichtagsbezogene offene Gebühren-
forderungen (562.365,18 €). 

 
Der Posten „Sonstige Rückstellungen“ setzt sich aus den im nachfolgenden Rückstellungs-
spiegel ausgewiesenen Bestandteilen zusammen. 
 
 

Sonstige Rückstellungen 

€ 

Stand 
Verbrauch Zuführung 

Stand 
Veränderung 

01.01.2016 31.12.2016 

           
Prüfung Selbstkostenfestpreis-
kalkulation der enwag und 
Neukalkulation der Wasserge-
bühren 

28.416,97 28.416,97 26.000,00 26.000,00 -2.416,97 

            

Jahresabschlussprüfung 5.450,00 5.450,00 4.900,00 4.900,00 -550,00 

           

  33.866,97 33.866,97 30.900,00 30.900,00 -2.966,97 

 
 
Die in der Bilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten haben ebenfalls eine Restlaufzeit bis zu 
einem Jahr. Die Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt und dem Eigenbetrieb Stadtreini-
gung (Saldo aus Forderungen und Verbindlichkeiten) i. H. v. 61.693,89 € setzen sich wie 
folgt zusammen: 
 
 

Bezeichnung der 
Verbindlichkeitspositionen 

Gesamt 

 € 
  
1.  Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt (Liquiditätshilfe) 590.000,00 
  
2.  Forderungen gegenüber der Stadt 

(Nachzahlung Wassergebühren) 
- 618.557,75 

  
3. Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt (Verwaltungskostenbeitrag)  90.251,64 
  

  
 61.693,89 
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Für das Geschäftsjahr 2016 ist das Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz erstmals anzuwen-
den. Die Ausweitung des Umsatzerlösebegriffs gem. § 277 Abs. 1 HGB führt für das Ge-
schäftsjahr zu einem Ausweis der bisher unter der unter der Position „Sonstige betriebliche 
Erträge“ ausgewiesenen Erträge aus Datentransfer für Abwasser i. H. 2v. 109.194,82 € in 
der Position „Umsatzerlöse“.  Auch die Vorjahreswerte wurden angepasst und in den Um-
satzerlösen ausgewiesen, sodass eine Vergleichbarkeit mit den Vorjahrswerten gegeben 
ist.  
Bei Nichtanpassung der Vorjahreswerte wären in der Gewinn- und Verlustrechnung  unter 
der Position „Sonstige betriebliche Erträge“ im Jahr 2015 107.828,76 € auszuweisen und 
unter der Position „Umsatzerlöse“ 5.852.300,58 € auszuweisen. 
 
 
 

V. Nachtragsbericht 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Wetzlar hat am 16. März 2017 die Anhebung 
der Wasser-Leistungsgebühr zum 1. April 2017 von bisher 1,95 €/m³ auf künftig 2,30 €/m³ 
sowie eine Neustrukturierung der Grundgebühr mit Anpassungen in der Gebührenhöhe be-
schlossen. Ab diesem Zeitpunkt sind die Gebühren kostendeckend kalkuliert, soweit die 
künftige Wasserabgabe auf dem Niveau der Vorjahre verbleibt und in anderen Kosten- und 
Erlösbereichen des Eigenbetriebes keine Veränderungen mit negativen Auswirkungen ein-
treten. 
 
Über weitere Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Geschäfts-
jahres eingetreten sind, ist nicht zu berichten. 
 
 
 

VI. Sonstige Pflichtangaben 
 
 
1. Beschäftigte 
 
Es sind keine Beschäftigten im Eigenbetrieb angestellt. Hierzu nachfolgende Erläuterungen: 
 
§ Die Betriebsleitung wird nebenamtlich durch den Betriebsleiter und stellvertretend durch 

den Kostenrechner des Eigenbetriebes „Stadtreinigung Wetzlar“ wahrgenommen. 
 

§ Übrige Dienstleistungen werden durch Personal des Kassen- und Steueramtes der 
Stadt Wetzlar sowie in geringem Umfang durch Personal des Eigenbetriebes „Stadtrei-
nigung Wetzlar“ gegen Verrechnung erbracht. 

 
 
2. Mitglieder der Betriebskommission 
 
Die Mitglieder der ersten Betriebskommission wurden im Jahre 2011 bestellt und im Zuge 
der Konstituierung der zweiten Betriebskommission (erste Sitzung am 11. Oktober 2016) 
durch diese abgelöst; der Betriebskommission gehören zum 31. Dezember 2016 an: 
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3. Betriebsleitung 
 
Zum Betriebsleiter wurde Herr Armin Schäffner bestellt und zu seinem Stellvertreter wurde 
Herr Stefan Kaiser berufen. 
 
 
4. Bezüge Betriebsleitung und -kommission 
 
Im Geschäftsjahr 2016 hat die Aufwandsentschädigung für die Betriebsleitung 11.790,40 € 
betragen. 
 
An die Mitglieder der Betriebskommission wurden in 2016 Sitzungsgelder in Höhe von 
420,00 € gezahlt. 
 

Mitglieder Stellvertreter 

 
vom Magistrat 

Stadtrat Norbert Kortlüke Bürgermeister Harald Semler 
Stadtrat Jörg Kratkey Oberbürgermeister  Manfred Wagner 
Stadtrat Karlheinz Kräuter Stadtrat Manfred Viand 
  

 
von der Stadtverordnetenversammlung 

Rolf-Georg Pross (am 12.12.2016 verstorben) Günter Pohl 
Klaus Scharmann Christian Cloos 
Dr. Andreas Viertelhausen Christa Lefèvre 
Dr. Christoph Wehrenfennig Jürgen Lauber-Nöll 
Dr. Barbara Greis Krimhilde Tacke 
Dr. Wolfgang Bohn Thassilo Hantusch 
  

 
wirtschaftlich oder technisch erfahrene Personen 

Karl-Heinz Schäfer Dr. Ulrike Göttlicher-Göbel 
Klaus Hugo N. N. 
 



 Anlage III 

  Blatt 6 

 

  

 
5. Geschäfte mit nahestehenden Personen 
 

      

Lieferungen und Leistungen der Stadt für den Eigenbetrieb 

Art der Beziehung Wert der Geschäfte 

Veranlagung und Einziehung der Wassergebühren (Kassen- und Steueramt) 77.604,18 €  

Rechnungswesen (Eigenbetrieb Stadtreinigung Wetzlar) 14.141,74 €  

Sach- und Materialkosten (Porto, Druckaufträge) 4.901,20 €  

Rechtsservice 2.246,15 € 

Rechnungsprüfung, Rechnungswesen, Personalbetreuung 921,15 € 

  
99.814,42 €  

 
      

Lieferungen und Leistungen des Eigenbetriebs für die Stadt 

Art der Beziehung Wert der Geschäfte 

Satzungsgemäße Herstellung von Wasserhausanschlüssen für Grundstücke 205.530,86 €  

Datentransfer für Abwasserbeseitigung 109.194,82 €  

  
314.725,68 €  

 
 

6. Ergebnisverwendung gemäß § 285 Nr. 34 HGB 
 

Die Betriebsleitung schlägt vor, den Jahresfehlbetrag in Höhe von 3.826,71 € auf neue 
Rechnung vorzutragen. 
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7. Unterzeichnung des Jahresabschlusses gemäß § 245 HGB 

 
Der vorliegende Jahresabschluss wurde unter Beachtung der Vorschriften des Eigenbe-
triebsgesetzes und des Handelsgesetzbuches aufgestellt. Der Jahresabschluss ist von der 
Betriebsleitung unter Angabe des Datums zu unterzeichnen. 

 
 
 

Wetzlar, den 10. April 2017 
 
 
 
 

…………………………………................. …………………………………................. 

Armin Schäffner Stefan Kaiser 
(Betriebsleiter) (stellvertretender Betriebsleiter) 
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          Lagebericht für das Geschäftsjahr 2016 
der Wasserversorgung Wetzlar 

 
 

1. Grundlagen des Eigenbetriebes 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 6. Oktober 2010 die 
zur Änderung der Rechtsform notwendige Betriebssatzung beschlossen. Mit 
Wirkung vom 1. Januar 2011 entstand somit der Eigenbetrieb Wasserversor-
gung Wetzlar. 

 
 

2. Geschäftsverlauf 
 
In der nachfolgenden Übersicht ist die Entwicklung der Erträge und Aufwen-
dungen ausgehend vom Planansatz über den im Nachtrag angepaßten Plan-
ansatz bis zum Istergebnis dargestellt. Die für 2016 anzuwendenden Ände-
rungen gemäß Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz sind bereits berücksichtigt. 
 
 

Ertrags- u. Aufwandsarten 
Planansatz Planansatz 

(Nachtrag) Istergebnis 

€ 

        

1. UMSATZERLÖSE       
        

Wassergebühren (Grund- und Leistungsgebühr) 5.540.000 5.540.000 5.774.228 

Gebühren für Wasserhausanschlüsse 73.000 110.000 205.531 

Erträge gegenüber Stadt aus Datenübermittlung 
für Abwassergebühr 110.000 110.000 109.195 

Summe Umsatzerlöse 5.723.000 5.760.000 6.088.954 
        

2. SONSTIGE BETRIEBLICHE ERTRÄGE       
        

Herabsetzung Pauschalwertberichtigung auf Forderungen 
0 0 2.000 

Periodenfremde Erträge 
0 4.790 4.790 

        

Summe Umsatzerlöse + betriebliche Erträge 5.723.000 5.764.790 6.095.744 
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Ertrags- u. Aufwandsarten 
Planansatz Planansatz 

(Nachtrag) Istergebnis 

€ 

3. MATERIALAUFWAND       
        

Wasserbezug       

Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke 1.256.000 1.339.000 1.350.647 

enwag 148.000 148.000 166.082 

Summe Materialaufwand 1.404.000 1.487.000 1.516.728 
        

4. AUFWENDUNGEN FÜR BEZOGENE LEISTUNGEN       
        

Pacht- und Betriebsführungsentgelt (enwag) 4.206.662 4.206.662 4.206.662 

Herstellung Wasserhausanschlüsse (enwag) 73.000 110.000 199.982 
        

Summe Materialaufwand + bezogene Leistungen 5.683.662 5.803.662 5.923.372 
        

5. SONSTIGE BETRIEBLICHE AUFWENDUNGEN       
        

Amtliche Bekanntmachungen / Reisekosten 400 400 48 

Verwaltungsaufwand / Beratungskosten 135.000 141.400 154.652 

Periodenfremde Aufwendungen 250 21.500 21.496 
        

Summe sonstige betriebliche Aufwendungen 135.650 163.300 176.196 
        

6. ZINSERTRÄGE UND -AUFWENDUNGEN (Saldo)       
        

Zinsertrag abzgl. Zinsaufwendungen 0 0 -2 
        

JAHRESÜBERSCHUSS / JAHRESFEHLBETRAG -96.312 -202.172 -3.827 
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Für das Wirtschaftsjahr 2016 wurde für die betrieblichen Erträge eine Progno-
se in Höhe von 5.765 T€ im Erfolgsplan zugrunde gelegt. Letztendlich konnten 
Erträge in Höhe von 6.096 T€ in 2016 erreicht werden. 
 
Aus dem Wirtschaftsplan 2016 ergab sich zunächst ein negatives Ergebnis in 
Höhe von -96 T€. Im Nachtragswirtschaftsplan erfolgte eine Anpassung des 
Ergebnisses auf -202 T€ insbesondere aufgrund der Erhöhung der Bereitstel-
lungsgebühr für den Wasserbezug vom Zweckverband Mittelhessische Was-
serwerke. 
 
Ein höheres Gebührenaufkommen auf Grundlage der Abrechnung der Gebüh-
ren nach der Wasserversorgungssatzung durch das städtische Kassen- und 
Steueramt hat letztendlich zu einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 4 T€ ge-
führt. Der wesentliche Grund hierfür ist die zusätzliche Versorgungsleistung für 
die Neubaugebiete auf dem Gebiet der Stadt Wetzlar (Rasselberg und Roten-
berg). 

 
 

3. Entwicklung des Eigenkapitals 
 

Entwicklung des Eigenkapitals 01.01.2016 31.12.2016 

Stammkapital 50.000 € 50.000 € 

Rücklagen 719.000 € 719.000 € 

Verlustvortrag -769.491 € -719.701 € 

Jahresüberschuss / -fehlbetrag 49.790 € -3.827 € 

Summe Eigenkapital 49.298 € 45.472 € 

 
 
Die Rücklagen im Bereich der hoheitlichen Wasserversorgung sind zum Aus-
gleich der auf neue Rechnung vorgetragenen Verluste aus den Vorjahren zu 
verwenden. 

 
 

4. Umsatzerlöse und Mengenstatistik 
 
 

Wasserversorgung 2016 
(Plan) 

2016 
(Plan inkl. 
Nachtrag) 

2016 
(Ist) 

Umsatzerlöse 5.723 T€ 5.760 T€ 6.089 T€ 

Wasserverbrauch (Absatz) 2.438 Tm³ 2.438 Tm³ 2.572 Tm³ 

Wasserbezug 2.689 Tm³ 2.692 Tm³ 2.842 Tm³ 
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Die Differenz zwischen Bezugs- und Verbrauchsmenge liegt mit 270 Tm³ im 
langjährigen Rahmen der Abweichungen. Ursächlich hierfür sind überwiegend 
technisch bedingte Mengen für Netz- und Filterspülungen sowie Netzverlust-
mengen. 

 
 

5. Prognosebericht 
 
Das Kassen- und Steueramt hat am 4. Januar 2017 die vorläufige Abrechnung 
2016 der Gebühren nach der Wasserversorgungssatzung erstellt. Auf dieser 
Grundlage wurden für 2017 monatliche Abschlagszahlungen für die Wasser-
gebühren vereinbart, die sich gegenüber dem Planansatz auf einem höheren 
Niveau bewegen. Die Höhe der Abschlagszahlungen könnte wegen der zum 
1. April 2017 beschlossenen Gebührenerhöhung noch angepasst werden. 
 
Weiterhin hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Mittelhessi-
sche Wasserwerke in der Sitzung am 25. Januar 2017 ihren Wirtschaftsplan 
für 2017 beschlossen. Hierdurch haben sich die Bereitstellungsgebühr von 90 
€/m³ auf 94 €/m³ und die Arbeitsgebühr von 0,21 €/m³ auf 0,25 €/m³ erhöht. 
Dies führt zu einer jährlichen Erhöhung der vom Eigenbetrieb zu zahlenden 
Gebühren um etwa 120 T€. Eine Anpassung über den Nachtragswirtschafts-
plan des Eigenbetriebs Wasserversorgung ist vorgesehen. 
 
Die Neukalkulation der Wassergebühren berücksichtigt auch die für 2017 vor-
gesehenen Anpassungen des Pacht- und Betriebsführungsentgelts sowie des 
Wasserbezugs der enwag, die sich mit etwa 930 T€ pro Jahr auswirken wer-
den. 
 
Für das Geschäftsjahr 2017 erwartet die Wasserversorgung Wetzlar ein aus-
geglichenes Jahresergebnis. 

 
 

6. Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung 
 
Sinkenden Wasserverbrauchsmengen stellen neben Kostensteigerungen in 
anderen Bereichen auch zukünftig ein wesentliches Risiko für den Eigenbe-
trieb dar, da hierdurch trotz der ab 1. April 2017 kostendeckend kalkulierten 
Gebühren erneut Verluste anfallen würden. 
 
Den Geschäftsbetrieb maßgeblich beeinflussende Sachverhalte sind für das 
Geschäftsjahr 2016 und darüber hinaus derzeit nicht erkennbar. 

 
  Wetzlar, den 11. April 2017 
 
 
 
 
                                                                                                                              ……………………………………. 

                                                                                                    Armin Schäffner (Betriebsleiter) 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbezie-
hung der Buch füh rung und den La ge be richt der 

Wasserversorgung Wetzlar, Wetzlar, 

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2016 ge prüft. Die Buchführung und die Aufstel lung von Jahres ab-
schluss und Lage bericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der
Betriebs satzung liegen in der Verant wortung der ge setzlichen Ver treter der Gesellschaft. Unse re Aufgabe ist es, auf der
Grund la ge der von uns durch ge führten Prüfung eine Beurtei lung über den Jahres abschluss unter Ein bezie hung der Buch-
füh rung und über den Lagebe richt ab zugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom In stitut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord nungsmäßiger Ab schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung
so zu planen und durchzufüh ren, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jah res-
abschluss un ter Beachtung der Grund sätze ord nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht ver mittelten Bil des
der Ver mö gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei chender Si cherheit erkannt werden. Bei der
Festlegung der Prü fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt schaftliche und
rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich tigt. Im Rahmen der Prü fung
werden die Wirksamkeit des rechnungsle gungsbezo genen internen Kontrollsystems so wie Nachweise für die Anga ben in
Buchfüh rung, Jah resabschluss und Lagebericht überwie gend auf der Basis von Stichpro ben beur teilt. Die Prüfung um-
fasst die Be urteilung der ange wandten Bilan zierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein schätzungen der gesetzli chen
Ver treter so wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres abschlusses und des Lage berichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinrei chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbeziehung der Buchführung und des Lageberichtes hat zu keinen Ein-
wen dun gen ge führt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den
ge setzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen derBetriebssatzung und vermittelt un ter Be ach tung der
Grund sät ze ord nungs mäßi ger Buch füh rung ein den tat säch li chen Ver hält nis sen ent spre chen des Bild der Vermö gens-, Fi-
nanz- und Er tragslage der Ge sell schaft. Der La gebe richt steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den ge-
setzli chen Vor schriften, ver mit telt insge samt ei n zutreffen des Bild von der La ge der Ge sell schaft und stellt die Chan cen
und Ri si ken der zukünftigen Ent wick lung zu tref fend dar.

Wetzlar, 4. Mai 2017

RPA Treuhand GmbH   
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

 
  Thomas Ruhmann
  Wirtschaftsprüfer
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Rechtliche und steuerliche Verhältnisse

Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse

Firma: Wasserversorgung Wetzlar

Rechtsform: Eigenbetrieb der Stadt Wetzlar

Sitz: Wetzlar

Anschrift: Altenberger Straße 63

 35576 Wetzlar

Gründung am: 1. Januar 2011

Satzung: Die Satzung wurde am 13. Oktober 2010 vom Magistrat

be schlos sen.

Handelsregister: Die Gesellschaft ist im Handelsregister beim Amts gericht

Wetzlar un ter HRA 7151 ein getra gen.

Zweck des Eigenbetriebes: Versorgung des Stadtgebiets mit Trinkwasser und Be-

schaffung des hierfür benötigten Wassers

Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31.Dezember

Dauer der Gesellschaft: Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt.

Stammkapital: Euro 50.000,00

Organe: Organe des Eigenbetriebes sind die Stadtverord-

 netenversammlung, die Betriebskommission, der Magistrat

 und die Betriebsleitung 
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Betriebskommission: Die Betriebskommission besteht aus höchsten 12 

 Mitgliedern.

 Der Betriebskommission gehören an:

 je ein Mitglied der in der Stadtverodnetenversammlung ver-

treten Fraktionen, 3 Mitglieder des Magistrats, 2 wirtschaft-

lich oder technisch besonders erfahrene Personen.

Steuerrechtliche Verhältnisse

Die Wasserversorgung ist ein Betrieb der gewerblichen Art und unterliegt der Körperschaftsteuer-

pflicht gemäß § 1 Abs. 1 KStG.

Das Unternehmen unterliegt der Regelbesteuerung gemäß den §§ 16 - 18 des UStG.

Die Gesellschaft wird beim Finanzamt Gießen unter den Steuernummern 020 226 42196 für Kör-

perschaftsteuer und 020 226 40249 für Umsatzsteuer geführt.

Gesellschafterversammlung

In der Stadtverordnetenversammlung vom 14. Dezember 2016 wurde die RPA Treuhand GmbH,

Wirt schafts prüfungsgesell schaft, Wetz lar, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2016 ge-

wählt.
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Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung des  

Eigenbetriebes Wasserversorgung Wetzlar für das Geschäftsjahr 2016 
 
 
 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
 
 
 
Fragenkreis 1 
Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte Of-
fenlegung der Organbezüge 
 
 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus 
schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- 
sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsweisung)? Entsprechen diese Regelun-
gen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 
 
Die Verteilung der Aufgaben und Verantwortlichkeiten der Organe und der Betriebsleitung ist 
in der Betriebssatzung geregelt. Die Aufgabenverteilung orientiert sich im Wesentlichen an 
den gesetzlichen Vorgaben des Eigenbetriebsgesetzes. Die getroffenen Regelungen entspre-
chen den Anforderungen bzw. Bedürfnissen des Eigenbetriebs. 
 
 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur-
den Niederschriften hierüber erstellt? 
 
Im Berichtsjahr haben drei Sitzungen der Betriebskommission stattgefunden. Es wurden Nie-
derschriften über die Sitzungen erstellt. 
 
 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 3 
Aktiengesetz sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 
 
Die Betriebsleitung ist auskunftsgemäß in keinen Kontrollgremien tätig. 
 
 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) in-
dividualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach 
Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreiz-
wirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 
 
Die Aufwandsentschädigungen an die Betriebskommission sind im Anhang angegeben, es er-
folgt jedoch keine individualisierte Aufgliederung. Die Mitglieder der Betriebskommission ha-
ben im Berichtsjahr Sitzungsgelder in Höhe von insgesamt EUR 420,00 erhalten. Die Be-
triebsleitung erhielt eine Aufwandsentschädigung in Höhe von EUR 11,790,40. 
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Fragenkreis 2 
Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 
 
 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten / Wei-
sungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 
 
Ein ausreichend detaillierter Organisationsplan liegt vor. Außerdem ergeben sich die organisa-
torischen Zuständigkeiten aus der Betriebssatzung. Der Eigenbetrieb ist organisatorisch weit-
gehend in die Stadtverwaltung der Stadt Wetzlar eingegliedert. Durch die Einbindung in die 
städtische Verwaltung gelten die Zuständigkeiten und Weisungsbefugnisse des Hessischen 
Kommunalrechts. Der organisatorische Aufbau sowie die organisatorischen Regelungen ent-
sprechen den Bedürfnissen des Eigenbetriebs. 
 
 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfah-
ren wird? 
 
Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine diesbezüglichen Feststellungen getroffen. 
 
 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und do-
kumentiert? 
 
Die Wasserversorgung Wetzlar ist organisatorisch weitgehend in die städtische Verwaltung 
eingebunden. Damit haben auch alle städtischen Regelungen zur Korruptionsprävention für 
den Eigenbetrieb Gültigkeit. 
 
 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-
dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personal-
wesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 
diese nicht eingehalten werden? 
 
Wesentliche Entscheidungsprozesse sind in der Betriebssatzung geregelt. Des Weiteren gel-
ten für den Eigenbetrieb die Dienstanweisungen sowie die Geschäftsordnung des Magistrats 
sinngemäß. Die Vergabe von Lieferungen und Leistungen erfolgt grundsätzlich nach den 
Vergaberichtlinien. Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Beanstandungen ergeben. 
 
 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksver-
waltung, EDV)? 
 
Unsere Prüfung ergab keinen Hinweis darauf, dass Verträge nicht ordnungsgemäß doku-
mentiert sind. 
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Fragenkreis 3 
Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 
 
 

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projek-
ten - den Bedürfnissen des Unternehmens? 
 
Das Planungswesen entspricht den Bedürfnissen des Eigenbetriebs. 
 
 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 
 
Eine systematische Untersuchung und Analyse der Planabweichungen erfolgt regelmäßig bei 
der jährlichen Erstellung des Wirtschaftsplans. Die Betriebsleitung führt zudem eine laufende 
Überwachung der Planansätze durch. 
 
 

c) Entspricht  das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und 
den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 
 
Das Rechnungswesen kann im Hinblick auf die Größe und Eigenart des Eigenbetriebs als an-
gemessen eingestuft werden. 
 
 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquidi-
tätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 
 
Die Betriebsleitung führt eine laufende Liquiditätskontrolle durch. 
 
 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben 
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten 
worden sind? 
 
Der Eigenbetrieb ist in das Finanzmanagement der Stadt Wetzlar eingebunden und erhält bei 
Bedarf Liquiditätshilfen. 
 
 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? 
Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen 
zeitnah und effektiv eingezogen werden? 
 
Es werden monatliche Abschlagszahlungen auf die Wassergebühren erhoben. Verbrauchsab-
rechnung und Mahnwesen erfolgen durch das Kassen- und Steueramt der Stadt Wetzlar. 
 
 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens / Konzerns und 
umfasst es alle wesentlichen Unternehmens- / Konzernbereiche? 
 
Das Controlling besteht im Wesentlichen aus einem Vergleich der Planzahlen mit den Istzah-
len. 
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h) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und / oder Überwa-

chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche 
Beteiligung besteht? 
 
Entfällt, da der Eigenbetrieb keine derartigen Anteile oder Beteiligungen hält. 

 
 
 
Fragenkreis 4 
Risikofrüherkennungssystem 
 
 

a) Hat die Geschäfts- / Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 
und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig 
erkannt werden können? 
 
Ein Risikofrüherkennungssystem als eigenständiges System für den Eigenbetrieb Wasserver-
sorgung Wetzlar ist nicht gesondert eingerichtet und dokumentiert. Der Eigenbetrieb ist jedoch 
betriebsgrößenbedingt und aufgrund von Vereinbarungen in das Risikofrüherkennungssystem 
der Stadt Wetzlar und der Stadtreinigung Wetzlar mit einbezogen. Diese Regelung ist zweck-
mäßig und ausreichend. 
 
 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha-
ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 
 
Siehe Ausführungen zu 4a). 
 
 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 
 
Siehe Ausführungen zu 4a). 
 
 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit 
dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen 
abgestimmt und angepasst? 
 
Siehe Ausführungen zu 4a). 

 
 
 
Fragenkreis 5 
Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 
 
 

Der Eigenbetrieb verzichtet bewusst auf die Durchführung von Termingeschäften und den 
Einsatz von Optionen und Derivaten, so dass eine Beantwortung des Fragenkreises 5 nicht 
erforderlich ist. 
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Fragenkreis 6 
Interne Revision 
 
 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens / Konzerns entsprechende Interne 
Revision / Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese 
Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 
 
Eine separate interne Revision besteht nicht. Das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Wetzlar 
ist auch für den Eigenbetrieb Wasserversorgung zuständig. 
 
 

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision / Konzernrevision im Unternehmen / 
Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 
 
Siehe Antwort zu 6a). 
 
 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision / 
Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander 
unvereinbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisato-
risch getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptions-
prävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor? 
 
Siehe Antwort zu 6a). 
 
 

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abge-
stimmt? 
 
Siehe Antwort zu 6a). 
 
 

e) Hat die Interne Revision / Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und 
um welche handelt es sich? 
 
Siehe Antwort zu 6a). 
 
 

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Inter-
nen Revision / Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision / 
Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 
 
Siehe Antwort zu 6a). 
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Fragenkreis 7 
Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Ge-
schäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-
chungsorgans 
 
 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-
chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht 
eingeholt worden ist? 
 
Die Rechtsgeschäfte, die der vorhergehenden Zustimmung der Betriebskommission bzw. der 
Stadtverordnetenvertretung bedürfen, sind in der Satzung niedergelegt. Im Rahmen unserer 
Prüfung haben wir keine Anhaltspunkte dafür festgestellt, dass für zustimmungspflichtige Ge-
schäfte keine Genehmigungen eingeholt worden sind. 
 
 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 
 
An Mitglieder der Betriebsleitung oder der Betriebskommission wurden keine Kredite vergeben. 
 
 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-
men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorge-
nommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 
 
Anhaltspunkte für derartige Umgehungen zustimmungsbedürftiger Maßnahmen haben sich 
nicht ergeben. 
 
 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüs-
sen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 
 
Unsere Prüfung ergab keine Hinweise darauf, dass die Geschäfte und Maßnahmen des Be-
richtsjahres nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung oder bindenden Beschlüssen des 
Überwachungsorgans übereinstimmen. 

 
 
 
Fragenkreis 8 
Durchführung von Investitionen 
 
 

Die Wasserversorgung Wetzlar hat in 2016 keine Investitionen in das Anlagevermögen durch-
geführt, damit ist eine Beantwortung des Fragenkreises 8 nicht erforderlich. 
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Fragenkreis 9 
Vergaberegelungen 
 
 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. 
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 
 
Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Vergaberichtli-
nien nicht eingehalten worden sind. 
 
 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan-
gebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 
 
Soweit erforderlich, werden grundsätzlich Vergleichsangebote eingeholt. 

 
 
 
Fragenkreis 10 
Berichterstattung an das Überwachungsorgan 
 
 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 
 
Die Betriebsleitung berichtete in den Sitzungen der Betriebskommission mündlich und schrift-
lich über die wirtschaftliche Situation des Eigenbetriebs. 
 
 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Un-
ternehmens / Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens- / Konzernbereiche? 
 
Die Berichterstattung vermittelt gemäß den uns vorgelegten Protokollen zu den Sitzungen der 
Betriebskommission einen zutreffenden Eindruck von der wirtschaftlichen Lage des Eigenbe-
triebs. 
 
 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeit-
nah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord-
nungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen 
oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 
 
Die betreffenden Organe wurden angemessen und zeitnah informiert. Im Rahmen unserer Prü-
fung haben wir keine ungewöhnlichen Geschäftsvorfälle, Fehldispositionen oder ähnliches 
festgestellt. 
 
 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts- / Konzernleitung dem Überwachungsorgan 
auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 Aktiengesetz)? 
 
Üblicherweise werden derartige Wünsche in den Betriebskommissionssitzungen formlos geäu-
ßert und durch die Betriebsleitung beantwortet. 
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 Akti-

engesetz oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend 
war? 
 
Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine derartigen Feststellungen getroffen. 
 
 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan 
erörtert? 
 
Eine D&O-Versicherung hat im Berichtsjahr nicht vorgelegen. 
 
 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan of-
fengelegt worden? 
 
Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine derartigen Feststellungen getroffen. 

 
 
 
Fragenkreis 11 
Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 
 
 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 
 
Im Rahmen unserer Prüfung ergaben sich dafür keine Hinweise. 
 
 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 
 
Auffallend hohe oder niedrige Bestände konnten wir im Rahmen der Abschlussprüfung nicht 
feststellen. 
 
 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu 
den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö-
gensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 
 
Derartige Anhaltspunkte haben wir im Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt. 

 
 
 
Fragenkreis 12 
Finanzierung 
 
 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 
zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investi-
tionsverpflichtungen finanziert werden? 
 
Der Eigenbetrieb Wasserversorgung Wetzlar wird zum 31.12.2016 zu 6,7% der Bilanzsumme 
durch Eigenkapital und zu 87,2% der Bilanzsumme durch Liquiditätshilfen der Stadt Wetzlar 
finanziert. 
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b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 
Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 
 
Ein Konzern liegt nicht vor. Aber der Eigenbetrieb ist organisatorisch verselbstständigtes Son-
dervermögen der Stadt Wetzlar. Deren Finanzlage steht einer ausreichenden Finanzierung 
des Eigenbetriebs zurzeit nicht entgegen. 
 
 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz- / Fördermittel einschließlich Ga-
rantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 
damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet 
wurden? 
 
Der Eigenbetrieb hat in 2016 keine Fördermittel für Investitionen von der öffentlichen Hand er-
halten. 

 
 
 
Fragenkreis 13 
Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 
 
 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus-
stattung? 
 
In den Jahren 2011 bis 2014 wurden jeweils Verluste ausgewiesen, die sich bis zum 
31.12.2014 auf insgesamt EUR 769.491,02 summierten. Um kein negatives Eigenkapital aus-
zuweisen, hat die Stadt Wetzlar neben dem Stammkapital in Höhe von EUR 50.000,00 Eigen-
kapitalzuführungen in die allgemeine Rücklage in Höhe von EUR 719.000,00 durchgeführt. In 
2015 konnte ein Jahresgewinn in Höhe von EUR 49.789,51 erzielt werden, so dass sich per 
31.12.2015 ein positives Eigenkapital in Höhe von EUR 49.298,49 ergab. Der Jahresfehlbe-
trag 2016 beläuft sich auf EUR 3.826,71, so dass sich das Eigenkapital auf EUR 45.471,78 
verringert. Die Eigenkapitalausstattung könnte dennoch in Bezug auf § 10 Abs. 2 und § 11 
Abs. 3 EigBGes zu niedrig sein. Finanzierungsprobleme bestehen jedoch nicht, solange die 
Stadt Wetzlar die Finanzierung durch Liquiditätshilfen gewährleistet. Gemäß § 11 Abs. 6 Ei-
genbetriebsgesetz ist ein Jahresverlust, soweit er nicht aus Haushaltsmitteln der Stadt ausge-
glichen wird, auf neue Rechnung vorzutragen. Etwaige Gewinne der folgenden 5 Jahre sind 
zunächst zur Verlusttilgung zu verwenden. Ein nach Ablauf von 5 Jahren nicht getilgter Ver-
lustvortrag ist aus Haushaltsmitteln der Stadt auszugleichen oder gegebenenfalls mit etwaigen 
Rücklagen zu verrechnen. 
 
 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 
 
Siehe Antwort zu 13a). 
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Fragenkreis 14 
Rentabilität / Wirtschaftlichkeit 
 
 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens / Konzerns nach Segmenten 
/ Konzernunternehmen zusammen? 
 
Entfällt, da es nur ein Segment gibt. 
 
 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 
 
Der höhere Wasserverbrauch in 2016, der vor allem durch den Anschluss von Neubaugebie-
ten an die städtische Wasserversorgung entstanden ist, hat zu einer deutlichen Verbesserung 
des Jahresergebnisses geführt. 
 
 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs-
beziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeu-
tig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 
 
Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine negativen Feststellungen ergeben. Der Leis-
tungsaustausch zwischen der Trägerkommune, anderen Einrichtungen der Trägerkommune 
und dem Eigenbetrieb werden zu angemessenen Konditionen abgewickelt. 
 
 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 
 
Es bestehen keine Regelungen über eine Konzessionsabgabe. 

 
 
 
Fragenkreis 15 
Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 
 
 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be-
deutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 
 
In 2016 wird ein Jahresverlust in Höhe von EUR 3.826,71 ausgewiesen. Dieser ist für die 
Vermögens- und Ertragslage ohne Bedeutung. 
 
 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um wel-
che Maßnahmen handelt es sich? 
 
Durch den höheren Wasserverbrauch lag die Wasserabgabe in 2016 deutlich über dem 
Durchschnitt der Jahre 2011 bis 2014 und sogar über der Menge von 2015. Zur weiteren Ver-
besserung der Ergebnissituation wurden Kostenblöcke überprüft und die Wassergebühren 
neu kalkuliert. 
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Fragenkreis 16 
Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage 
 
 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 
 
Zu Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage wird auf den Anhang und unsere Stellung-
nahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter verwiesen. 
 
 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage 
des Unternehmens zu verbessern? 
 
Siehe Antwort zu 16a). 






